
	

   
 

 
7. Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 

 
Die in der Hauptversammlung vom 20. April 2010 beschlossene Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien läuft am 19. April 2015 aus. 
Die Gesellschaft soll erneut zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
ermächtigt werden. 
 
Der Verwaltungsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 
 
a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 5. Mai 2020 eigene Aktien mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 10 % des 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der vor-
liegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu jedem zulässigen 
Zweck zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 
dürfen zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesell-
schaft bereits erworben hat und jeweils noch besitzt oder die ihr nach § 
71d und § 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung darf von 
der Gesellschaft nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt 
werden. 

 
b) Der Erwerb erfolgt über die Börse (nachfolgend lit. aa)) oder mittels eines 

an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots (nachfolgend lit. 
bb)). Angebote nach vorstehender lit. bb) können auch mittels einer an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderungen zur Abgabe von Ange-
boten erfolgen.  

 
aa) Erfolgt der Erwerb der PUMA-Aktien über die Börse, darf der von der 

Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den arithmetischen Mittelwert des Schlusskurses für die Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfol-
gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei (3) 
Handelstagen vor der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 
10 % über- oder unterschreiten.  

 
bb) Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots, kann ein 

bestimmter Kaufpreis oder eine Kaufpreisspanne festgelegt werden. 
Dabei darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert des Schlusskur-
ses für die Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse 
während der letzten fünf (5) Handelstage vor dem Tag der Veröffent-
lichung der endgültigen Entscheidung des Verwaltungsrats Vor-
stands zur Abgabe eines Angebots bzw. der Aufforderung um nicht 
mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Er-
geben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufange-
bots nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so 
kann der Kaufpreis bzw. die Kaufpreisspanne angepasst werden. In 
diesem Fall wird auf den Schlusskurs im Xetra-Handel (oder einem 
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vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse am letzten Börsenhandelstag vor der öffentlichen Ankündi-
gung einer etwaigen Anpassung abgestellt.  

 
Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. 
Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot das Volumen der ange-
botenen Aktien das vorhandene Rückkaufvolumen überschreitet, 
muss die Annahme im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien er-
folgen; das Recht der Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer Be-
teiligungsquoten anzudienen, wird insoweit ausgeschlossen. Dar-
über hinaus können unter insoweit partiellem Ausschluss eines even-
tuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen (bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär) sowie 
zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Das öffent-
liche Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

 
c) Der Verwaltungsrat Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Er-

mächtigung erworbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zulässigen 
Zwecken, insbesondere auch wie folgt zu verwenden: 

 
aa) Sie können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 

Angebot an die Aktionäre veräußert werden, sofern die Aktien gegen 
Barzahlung und zu einem Preis (ohne Nebenkosten der Verwertung) 
veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG veräu-
ßerten Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten 
dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Fer-
ner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die 
zur Bedienung von Schuldverschreibungen (einschließlich Genuss-
rechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wand-
lungspflicht ausgegeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 
bzw. Genussrechte während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden.  

 
bb) Die Aktien können Dritten gegen Sachleistung, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen und bei Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteili-
gungen sowie anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im 
Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern angeboten und auf sie 
übertragen werden. 

 
cc) Die Aktien können dazu verwendet werden, Bezugsrechte, die von 

der Gesellschaft an ihre Geschäftsleitung und ihre Führungskräfte 
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sowie die Führungskräfte ihrer Konzerngesellschaften aufgrund des 
von der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 am 22. Ap-
ril 2008 beschlossenen Performance Share Program ausgegeben 
wurden, mit eigenen Aktien der Gesellschaft zu bedienen. Auf die 
Angaben gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG in dem Beschluss zu Ta-
gesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung vom 22. April 2008 wird 
verwiesen. 

 
dd) Sie können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die 

von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft bei der Aus-
gabe von Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) in 
der Vergangenheit eingeräumt wurden oder in der Zukunft einge-
räumt werden, oder zur Erfüllung von Wandlungspflichten aus von 
der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft ausgegebenen oder 
zukünftig ausgegebenen Schuldverschreibungen (bzw. Genussrech-
ten) verwendet werden.  

 
ee) Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder de-

ren Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses 
bedarf. Die Einziehung führt zur Herabsetzung des Grundkapitals um 
den auf die eingezogenen Aktien entfallenden Anteil. Abweichend 
hiervon kann der Verwaltungsrat Vorstand bestimmen, dass das 
Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdes-
sen der Anteil der nicht eingezogenen Aktien am Grundkapital ent-
sprechend erhöht; der Verwaltungsrat Vorstand ist für diesen Fall er-
mächtigt, die Zahl der Stückaktien in der Satzung anzupassen. 

 
d) Die vorstehenden Ermächtigungen unter lit. c) erfassen auch die Verwen-

dung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungs-
beschlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden und von solchen 
Aktien, die von abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der PUMA SE ste-
henden Unternehmen oder auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte oder gemäß § 71d S. 5 AktG erworben wur-
den. 

 
e) Die vorstehenden Ermächtigungen können ganz oder in Teilen, einmal o-

der mehrmals, für einen oder mehrere Zwecke durch die Gesellschaft und, 
mit Ausnahme der Ermächtigung unter lit. c) ee), auch durch abhängige 
oder im Mehrheitsbesitz der Puma SE stehende Unternehmen oder auf 
deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte 
ausgenutzt werden.  

 
f) Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen, als die Ak-

tien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen nach den lit. c) aa) bis lit. 
c) dd) verwendet werden. Darüber hinaus kann der Verwaltungsrat Vor-
stand im Fall der Veräußerung der Aktien durch Angebot an alle Aktionäre 
das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausschließen. 

  
g)  Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands auf 

Grund dieses Hauptversammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustim-
mung vorgenommen werden dürfen. 


